BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 29. November 2017, XK 1/16

Kostentragung bei einer Entschadigungsklage

ECLI:DE:BFH:2017:U.291117.XK1.16.0

BFH X. Senat

GVG § 198 Abs 1, GVG & 198 Abs 3, FGO § 135 Abs 1, FGO & 138 Abs 1, FGO & 155, ZPO § 93

vorgehend FG Kaln, 06. April 2016, Az: 13 K 2139/12
Leitsatze

1. Um eine Entschadigungsklage erfolgreich erheben zu konnen, bedarf es keiner erfolglosen vorgerichtlichen
Zahlungsaufforderung. Entscheidet sich ein Entschadigungskldager aber unmittelbar zur Klageerhebung, tragt er das
Risiko, die Kosten des Entschadigungsverfahrens gemafs & 93 ZPO tragen zu mussen, wenn der Beklagte den Anspruch
sofort anerkennt .

2. Es ist kein Zeichen eines unzuldssigen "Duldens und Liquidierens”, wenn der Klager auf die Ankindigung des Gerichts,
das Verfahren zu einem bestimmten Zeitpunkt voraussichtlich abzuschlief?en, vertraut und ihm damit die Méglichkeit
gibt, das Verfahren den eigenen Planungen entsprechend zu betreiben. In einem solchen Fall kann eine
Verzdgerungsruge langer als nur den Regelzeitraum von sechs Monaten zuruckwirken .

Tenor

Der Beklagte wird verurteilt, wegen unangemessener Dauer des beim Finanzgericht Koln geflihrten Verfahrens 13 K
2139/12 an die Klagerin weitere 600 € nebst seit dem 24. Mai 2016 zu berechnender Zinsen in Hohe von finf
Prozentpunkten iber dem Basiszinssatz zu zahlen. Zudem hat er in Bezug auf den von ihm anerkannten und bereits
bezahlten Entschadigungsbetrag in Hohe von 1.000 € Zinsen in Hohe von fiinf Prozentpunkten tiber dem Basiszinssatz
fur den Zeitraum vom 24. Mai 2016 bis zum 14. Juli 2017 an die Klagerin zu zahlen.

Die Kosten des gesamten Rechtsstreits hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

A.

1 Die Klagerin begehrt Entschadigung nach § 198 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) fur das ab dem 10. Juli 2012
anhangige und durch wechselseitige Erledigungserklarungen der Beteiligten am 7. April 2016 beendete Verfahren
13 K 2139/12 vor dem Finanzgericht (FG) Kadln.

2 Die Klagerin ist eine GmbH, die ein Fachgeschaft zum Verkauf von Materialien aller Art fur den Kiinstlerbedarf
betreibt. Dem Geschaft wurde ab Frithjahr 2007 ein Kundencafé angegliedert. Gegenstand des von der Kldgerin
gefuhrten FG-Verfahrens waren die Gewinnerhohungen 2004 bis 2007 im Anschluss an eine Auf3enprifung fir
diese Jahre. Hiergegen wandte sich die Klagerin mit ihrer Klage, die am 10. Juli 2012 beim FG eingegangen ist.
Streitpunkte laut Klagebegriindung vom 6. September 2012 waren u.a. die steuerliche Behandlung der sog.
Mietereinbauten im Zusammenhang mit dem Kundencafé, damit zusammenhangend die Abziehbarkeit der an den
Koch A gezahlten Vergutungen, die Abschreibung verschiedener Wirtschaftsguter des beweglichen
Anlagevermogens, die Bewertung des Handelswarenbestandes sowie die RechtmaRigkeit des Prifungszeitraums
von vier Jahren.

3  Zudem war die Kldgerin der Auffassung, die ihr im Rahmen einer Akteneinsicht am 21. August 2012 vorgelegten
Akten seien nicht vollstandig gewesen. Daraufhin konnte sie am 16. Oktober 2012 weitere Akten einsehen.
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Die Klageerwiderung des Finanzamts (FA) ging am 25. Oktober 2012 beim FG ein. Dort kam es am 1. Januar 2013
aufgrund einer Anderung des senatsinternen Geschéaftsverteilungsplans zu einem Wechsel des Berichterstatters. Mit
Schriftsatz vom 9. Januar 2013 nahm die Klagerin zur Klageerwiderung des FA Stellung. Dieser Schriftsatz wurde
dem FA am 16. Januar 2013 mit der Bitte um Stellungnahme Ubersandt.

Am 11. Januar 2013 erhob die Klagerin ihre erste Verzogerungsriige, da Anlass zur Besorgnis bestehe, dass das
Verfahren nicht in angemessener Zeit, die nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fur
Menschenrechte (EGMR) regelmaf3ig ein Jahr betrage, abgeschlossen werde. Eine Antwort des FG erhielt sie nicht.

Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 duferte sich das FA zu einzelnen Streitpunkten und wies darauf hin, dass es
eine weitere Stellungnahme zu den anderen Themenpunkten fir entbehrlich halte, weil nicht mehr mit
Fortschritten in der Rechtsfindung zu rechnen sei. Dieses Schreiben wurde der Klagerin am 25. Februar 2013 vom
FG zur Kenntnis bersandt.

Am 30. August 2013 erhob die Klagerin ihre zweite Verzogerungsruge. Diese begriindete sie damit, dass die letzte
erkennbare Verfahrenshandlung in dem Schreiben des Gerichts vom 25. Februar 2013 bestehe. Zu der vor mehr als
sechs Monaten bereits erhobenen Verzogerungsruge liege keine erkennbare Antwort des Gerichts vor.

Daraufhin teilte der Vorsitzende des betroffenen Senats der Klagerin am 2. September 2013 mit, in Anbetracht der
erheblichen Belastung des Senats mit alteren und komplexen Verfahren sowie aufgrund mehrfacher
Berichterstatterwechsel sei eine kurzfristige Terminierung nicht zu erwarten. Der Senat sei bestrebt, das Verfahren
im Jahr 2014 abzuschlieRRen.

Eine Verfahrensforderung im Jahr 2014 ist indes nicht zu erkennen. Am 1. Januar 2015 kam es erneut zu einem
Wechsel des Berichterstatters.

Am 14. Juli 2015 erhob die Klagerin ihre dritte Verzogerungsrige. Es bestehe Anlass zur Besorgnis, dass das
Verfahren nicht in angemessener Zeit, die nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) regelmafiig zwei
Jahre betrage, abgeschlossen sein werde. Die Berichterstatterin flhrte in ihrem Antwortschreiben vom 22. Juli 2015
aus, die bislang nicht erfolgte Durchfiihrung eines Erérterungstermins oder einer mundlichen Verhandlung bzw.
sonstiger prozessfordernder Mafinahmen seien darauf zuruckzufuhren, dass der Senat zum einen zahlreiche altere
Falle zu bearbeiten habe und zum anderen in der jungeren Vergangenheit mehrere personelle Veranderungen
innerhalb des Senats stattgefunden hatten. Sie beabsichtige eine kurzfristige Bearbeitung des Verfahrens mit dem
Ziel einer Verfahrensbeendigung im Jahr 2015.

Am 4. Dezember 2015 fragte die Berichterstatterin bei den Beteiligten an, ob ihnen eine Teilnahme an der
mundlichen Verhandlung am 18. Februar 2016 mdglich sei. Daraufhin kam es zu einem kurzen Schriftsatzwechsel,
der damit endete, dass das FG am 25. Januar 2016 beschloss, durch Vernehmung des A Beweis daruber zu erheben,
welche Tatigkeiten dieser fur die Klagerin im Zeitraum von Juli 2005 bis zur Er6ffnung des Kundencafés im Februar
2007 erbracht habe. Die fur den 18. Februar 2016 terminierte Beweisaufnahme musste wegen der Verhinderung des
A verschoben werden. Im Rahmen der nunmehr am 7. April 2016 stattfindenden mindlichen Verhandlung
verstandigten sich die Beteiligten "nach leidenschaftlicher Erorterung und hartem Ringen” (so das Protokoll)
einvernehmlich auf eine Losung der diversen Streitpunkte und erklarten den Rechtsstreit wechselseitig fur erledigt.
In der Kostenentscheidung des FG wurden der Klagerin die Kosten zu 40 % und dem FA zu 60 % auferlegt.

Am 24. Mai 2016 hat die Klagerin Entschadigungsklage erhoben. Sie tragt vor, das FG hatte gut zwei Jahre nach der
Klageerhebung am 10. Juli 2012, also im August 2014, mit der eigentlichen Bearbeitung des Verfahrens beginnen
mussen. Tatsachlich sei dies aber erst im Dezember 2015 geschehen. Daher ergebe sich ein Uberlanges
Gerichtsverfahren im Umfang von 16 Monaten. Die zu leistende Entschadigung betrage 100 € je Monat, also

1.600 €. Der Zinsanspruch folge aus § 291 i.V.m. § 288 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB).

Mit Schriftsatz vom 8. September 2016 hat der Beklagte den geltend gemachten Anspruch in Hohe von 1.000 €
anerkannt und den Rechtsstreit insoweit in der Hauptsache fir erledigt erklart. Die Klagerin hat der vom Beklagten
ausgesprochenen teilweisen Erledigung mit Schriftsatz vom 14. Juli 2017 zugestimmt.

Die Klagerin beantragt sinngemaf,

den Beklagten zu verurteilen, an die Klagerin wegen der Uberlangen Dauer des Verfahrens vor dem FG Koln
13 K 2139/12 eine angemessene Entschadigung zu leisten, die vorlaufig unter Berticksichtigung der bereits
gezahlten 1.000 € mit 600 € beziffert wird,
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bezogen auf diesen Betrag Zinsen in Hohe von finf Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz ab Rechtshangigkeit zu
zahlen,

bezogen auf den anerkannten Betrag in Hohe von 1.000 € Zinsen in Hohe von fiinf Prozentpunkten liber dem
Basiszinssatz ab Rechtshangigkeit bis zum Zeitpunkt der Teilerledigung zu zahlen,

sowie dem Beklagten die Kosten des gesamten Rechtsstreits aufzuerlegen.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Der Entschadigungsanspruch sei lediglich im Hinblick auf eine Verzogerung von zehn vollstandigen Monaten und
damit in Hohe von 1.000 € gegeben. Die dariber hinausgehende Forderung in Hohe von 600 € werde von der
Klagerin zu Unrecht erhoben. Der dieser Forderung zugrunde liegende Zeitraum von sechs Monaten stelle keine
Verzdgerung dar, die zu einer Entschadigung fuhren kénne, da sich die von der Klagerin erhobenen Riigen nicht auf
diesen Zeitraum erstreckten.

Der Entschadigungsanspruch setze gemaf § 198 Abs. 3 GVG eine Verzdgerungsruge voraus, die nach Satz 2 des

§ 198 Abs. 3 GVG erst erhoben werden durfe, wenn Anlass zur Besorgnis bestehe, dass das Verfahren nicht in
angemessener Zeit abgeschlossen werden kdnne. Deshalb kdnnten die Verzogerungsriigen vom 11. Januar 2013

und vom 30. August 2013 keine Rechtswirkung entfalten. Beide Verzdgerungsriigen seien zu einem Zeitpunkt
erhoben worden, in dem noch kein Anlass zu der Befiurchtung bestanden habe, das Verfahren, dessen Dauer zu dem
Zeitpunkt sechs bzw. 13 Monate betragen habe, werde verzégert. Nach der hochstrichterlichen Rechtsprechung
spreche im Regelfall eine Vermutung dafur, dass die Dauer eines Verfahrens angemessen sei, wenn das Gericht gut
zwei Jahre nach Eingang der Klage mit MaRnahmen beginne, die das Verfahren einer Entscheidung zufuhren sollten.
Davon sei auch im Streitfall auszugehen. Demzufolge seien die Verzogerungsrugen des Jahres 2013 zu fruh erhoben
worden.

Die am 14. Juli 2015 erhobene Verzogerungsriige konne indes nur bis zum 14. Januar 2015 zurtickwirken, da im
Regelfall ein Zeitraum von gut sechs Monaten, flr den eine Verzdgerungsruige zuriickwirke, als angemessen und
zumutbar erscheine (vgl. Senatsurteil vom 6. April 2016 X K 1/15, BFHE 253, 205, BStBL Il 2016, 694). Deshalb sei
die Entschadigungsforderung lediglich hinsichtlich des Zeitraums vom 14. Januar 2015 bis zum Zeitpunkt des
Beginns der MaRnahmen, die das Verfahren einer Entscheidung zufiihren sollten, also mit der Erstellung der
Terminankindigung vom 4. Dezember 2015 begriindet. Dieser Zeitraum umfasse zehn volle Monate, so dass der
geltend gemachte Anspruch insoweit anerkannt werde.

Fur den davor liegenden Zeitraum, der von der Verzdgerungsruge nicht riickwirkend erfasst werde, in dem das
Verfahren jedoch angesichts des Ablaufs von 24 Monaten als verzégert angesehen werden konne, sei mangels
wirksamer Verzogerungsrige hilfsweise lediglich die Feststellung einer Verz6gerung maoglich.

Soweit er, der Beklagte, die geltend gemachte Forderung in Hohe von 1.000 € anerkannt und den Rechtsstreit in
der Hauptsache fur erledigt erklart habe, seien der Kldagerin die Kosten aufzuerlegen.

Entscheidungsgrunde

21

22

Der Rechtsstreit ist in der Hauptsache in Bezug auf die Entschadigung fir eine Verzdogerung von zehn Monaten in
Hohe von 1.000 € infolge der libereinstimmenden Erklarungen der Beteiligten erledigt. Da die Entschadigung in
Geld nach & 198 Abs. 2 Satz 3 GVG nach Monaten bemessen werden kann (standige Senatsrechtsprechung, vgl. z.B.
Urteil vom 20. August 2014 X K 9/13, BFHE 247, 1, BStBL Il 2015, 33, Rz 38), handelt es sich bei dem
Entschadigungsanspruch um einen quantitativ teilbaren Streitgegenstand, so dass ein Teilanerkenntnis moglich ist
(zur Kostenfolge siehe unten IIl.).

In Bezug auf den nicht in der Hauptsache erledigten Teil des Rechtsstreits ist die Klage zulassig und begrindet. Die
Dauer des Ausgangsverfahrens war in einem weiteren Umfang von sechs Monaten unangemessen. Hierfur ist von
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dem Beklagten eine Entschadigung in Hohe von insgesamt 600 € zu zahlen.

1. Die Zulassigkeit der Klage ist zu bejahen, obwohl die Klagerin die begehrte Entschadigung fur die erlittenen
immateriellen Nachteile in ihrem Antrag lediglich vorlaufig beziffert hat. Der auf Gewahrung einer angemessenen
Entschadigung lautende Klageantrag wird von dem angerufenen Senat in Verbindung mit dem weiteren
Klagebegehren so verstanden, dass sie mit ihrer Formulierung "vorlaufig beziffert" tatsachlich einen Mindestbetrag
meint. Der Umstand, dass in einer Entschadigungsklage der Zahlungsantrag lediglich in Hohe eines Mindestbetrags
beziffert wird, steht der hinreichenden Bestimmtheit des Klageantrags und damit der Zuldssigkeit der Klage nicht
entgegen (Senatsurteil vom 25. Oktober 2016 X K 3/15, BFH/NV 2017, 159, Rz 15, m.w.N.; zur gleichwohl
bestehenden Begrenzung des Entscheidungsprogramms des angerufenen Gerichts s. aber unten B.Il.2.c dd).

2. Die Klage ist begriindet. Nach den MaRstaben, die der Senat seiner standigen Rechtsprechung zugrunde legt, war
die Dauer des Ausgangsverfahrens im Umfang von weiteren sechs Monaten unangemessen (unter a und b). Dafur ist
an die Klagerin eine zusatzliche Entschadigung in Hohe von 600 € zu leisten (unter c). Der Zinsanspruch ergibt sich
aus § 291 i.V.m. & 288 Abs. 1 Satz 2 BGB (unter d).

a) Die Dauer des Verfahrens war unangemessen i.S. des § 198 GVG.

aa) Gemaf § 198 Abs. 1 Satz 2 GVG richtet sich die Angemessenheit der Verfahrensdauer nach den Umstanden des
Einzelfalles, insbesondere nach der Schwierigkeit und Bedeutung des Verfahrens und nach dem Verhalten der
Verfahrensbeteiligten und Dritter. Diese gesetzlichen Mafistabe beruhen auf der standigen Rechtsprechung des
EGMR und des Bundesverfassungsgerichts (vgl. hierzu und zum Folgenden ausfiihrlich Senatsurteil vom

7. November 2013 X K 13/12, BFHE 243, 126, BStBL Il 2014, 179, unter II.2., auf das zur Vermeidung von
Wiederholungen wegen der Einzelheiten Bezug genommen wird). Nach dieser Entscheidung ist der Begriff der
"Angemessenheit” fur Wertungen offen, die dem Spannungsverhaltnis zwischen dem Interesse an einem maoglichst
zugigen Abschluss des Rechtsstreits einerseits und anderen, ebenfalls hochrangigen sowie verfassungs- und
menschenrechtlich verankerten prozessualen Grundsatzen --wie dem Anspruch auf Gewahrung eines effektiven
Rechtsschutzes durch inhaltlich moglichst zutreffende und qualitativ moglichst hochwertige Entscheidungen, der
Unabhangigkeit der Richter und dem Anspruch auf den gesetzlichen Richter-- Rechnung tragen. Danach darf die
zeitliche Grenze bei der Bestimmung der Angemessenheit der Dauer des Ausgangsverfahrens nicht zu eng gezogen
werden; dem Ausgangsgericht ist ein erheblicher Spielraum fiir die Gestaltung seines Verfahrens --auch in zeitlicher
Hinsicht-- einzurdumen. Zwar schliefst es die nach der Konzeption des § 198 Abs. 1 Satz 2 GVG vorzunehmende
Einzelfallbetrachtung aus, im Rahmen der Auslegung der genannten Vorschrift konkrete Fristen zu bezeichnen,
innerhalb derer ein Verfahren im Regelfall abschlieftend erledigt sein sollte. Gleichwohl kann fiir ein
finanzgerichtliches Klageverfahren, das im Vergleich zu dem typischen in dieser Gerichtsbarkeit zu bearbeitenden
Verfahren keine wesentlichen Besonderheiten aufweist, die Vermutung aufgestellt werden, dass die Dauer des
Verfahrens angemessen ist, wenn das Gericht gut zwei Jahre nach dem Eingang der Klage mit MaRnahmen beginnt,
die das Verfahren einer Entscheidung zufiihren sollen, und die damit begonnene ("dritte") Phase des
Verfahrensablaufs nicht durch nennenswerte Zeitraume unterbrochen wird, in denen das Gericht die Akte
unbearbeitet lasst. Diese Vermutung gilt indes nicht, wenn der Verfahrensbeteiligte rechtzeitig und in
nachvollziehbarer Weise auf Umstande hinweist, aus denen eine besondere Eilbedirftigkeit des Verfahrens folgt (so
Senatsurteil in BFHE 253, 205, BStBL Il 2016, 694, Rz 24).

bb) Nach diesen Grundsatzen war das Ausgangsverfahren insgesamt um 16 Monate verzogert.

(1) Die Anwendung der in § 198 Abs. 1 Satz 2 GVG beispielhaft genannten Kriterien vermittelt im Streitfall kein
einheitliches Bild. So war der Schwierigkeitsgrad des Verfahrens eher als Uberdurchschnittlich anzusehen, da zur
Losung des Streitfalles zahlreiche rechtlich und tatsachlich nicht einfache Streitpunkte zu prufen waren,
umfangreich vorgetragen wurde und der Duktus der Schriftsatze auch erkennen lief?, dass die Fronten zwischen den
Verfahrensbeteiligten eher verhartet waren.

In Bezug auf die Bedeutung des Verfahrens fur die Klagerin ist zu berlicksichtigen, dass die Hohe der
nachzuzahlenden Korperschaftsteuer zwar nicht unbetrachtlich, aber nicht von existentieller Bedeutung war. Auch
hat die Klagerin in dem Verfahren trotz ihrer drei Verzogerungsriigen nie explizit darauf hingewiesen, es sei aus
bestimmten Griinden notwendig, das Verfahren beschleunigt zu bearbeiten.

(2) Die vom Senat erkannte Verzogerung des Rechtsstreits um 16 Monate ergibt sich aus einer Betrachtung des
konkreten Verfahrensablaufs.
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(@) In dem seit dem 10. Juli 2012 beim FG anhangigen Klageverfahren endete der Wechsel der vorbereitenden
Schriftsitze zwischen den Beteiligten und damit die sog. erste Phase am 25. Februar 2013 mit der Ubersendung des
Schriftsatzes des FA, in dem dieses sinngemaf? ausfiihrte, es halte eine weitergehende Stellungnahme fir
entbehrlich. Das FG hatte demzufolge nach gut zwei Jahren --also ab August 2014-- das Verfahren vorantreiben
mussen, was jedoch nicht geschehen ist. Das bedeutet, dass das Verfahren ab August 2014 verzégert wurde.

(b) Erst im Dezember 2015 wurde das Verfahren sachgerecht mit dem Ergebnis betrieben, dass die Beteiligten in der
mundlichen Verhandlung vom 7. April 2016 den Rechtsstreit in der Hauptsache fir erledigt erklarten.

b) Das die Verzogerung des Ausgangsverfahrens von Februar 2015 bis November 2015 betreffende
Entschadigungsklageverfahren ist durch die Ubereinstimmenden Erklarungen der Beteiligten vom 8. September
2016 und vom 14. Juli 2017 in der Hauptsache erledigt worden, so dass es insoweit keiner gerichtlichen
Entscheidung bedarf.

c) Der Klagerin steht fur den Zeitraum vom August 2014 bis zum Januar 2015 ebenfalls eine Entschadigung fir den
erlittenen immateriellen Schaden in Héhe von 600 € zu.

aa) Das Bestehen eines Nichtvermogensnachteils wird in Fallen unangemessener Verfahrensdauer gemaf’ & 198
Abs. 2 Satz 1 GVG vermutet (vgl. auch Senatsurteil vom 17. April 2013 X K 3/12, BFHE 240, 516, BStBL 11 2013, 547,
unter 111.6.a). Eine Wiedergutmachung auf andere Weise gemaf § 198 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 GVG ware im Streitfall fur
die unangemessene Verzdgerung nicht ausreichend.

bb) Umstande dafir, dass der in § 198 Abs. 2 Satz 3 GVG genannte Regelbetrag von 1.200 € fur jedes Jahr der
Verzogerung vorliegend unbillig (8 198 Abs. 2 Satz 4 GVG) sein konnte, sind nicht ersichtlich.

Dies gilt trotz der Tatsache, dass die Klagerin eine GmbH ist. Zwar hat das Landessozialgericht (LSG) Sachsen-
Anhalt in einem Entschadigungsklageverfahren zu Gunsten des dortigen Beklagten unterstellt, bei einer GmbH sei
regelmafiig eine geringere Entschadigung angemessen (LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 26. April 2016

L 10 SF 5/15 EK, juris, Rz 219). Diese Aussage in einem Einzelfall widerspricht aber der standigen und
Uberzeugenden Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (--BSG--, vgl. die Entscheidungen vom 12. Februar 2015
B 10 UG 1/13 R, BSGE 118, 91, Rz 34 ff.; vom 5. Mai 2015 B 10 UG 5/14 R, Sozialrecht 4-1720 & 198 Nr. 12 Rz 31;
vom 25. Oktober 2016 B 10 UG 24/16 B, juris, Rz 10), wonach allein die Eigenschaft als juristische Person die
Vermutungswirkung des & 198 Abs. 2 Satz 1 GVG nicht entkraftet. Dieser Rechtsprechung schliet sich der
erkennende Senat an, da bereits der Gesetzeswortlaut nicht zwischen natiirlichen und juristischen Personen
differenziert. Dabei handelt es sich auch nicht um ein Redaktionsversehen, wie die Entstehungsgeschichte der Norm
belegt. Vielmehr hat der Gesetzgeber bewusst auch juristische Personen in den Anwendungsbereich des § 198
Abs. 2 GVG einbeziehen wollen. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird zur weiteren Begriindung auf das BSG-
Urteil in BSGE 118, 91, unter 3.c verwiesen.

cc) Dem Entschadigungsanspruch der Klagerin fiir die Zeit von August 2014 bis Januar 2015 steht die im Regelfall
lediglich begrenzte Ruckwirkung einer wirksamen Verzégerungsruge nicht entgegen.

Die ersten beiden Verzogerungsriigen aus dem Jahr 2013 sind nicht wirksam erhoben worden (unter (1) und (2)). Die
von der Klagerin im Juli 2015 erhobene (dritte) Verzogerungsriige wird vom erkennenden Senat im Streitfall nicht
als verspatet angesehen. Damit entfallt der Grund fur ihre nur eingeschrankte Rickwirkung, so dass eine
Entschadigung fur den gesamten Zeitraum der Verzdgerung zu leisten ist (unter (3)).

(1) Die Entschadigung in Geld setzt nach § 198 Abs. 3 Satz 1 GVG voraus, dass der Verfahrensbeteiligte bei dem mit
der Sache befassten Gericht die Dauer des Verfahrens geriigt hat (Verzogerungsruge). Nach & 198 Abs. 3 Satz 2
Halbsatz 1 GVG kann die Verzogerungsruge erst erhoben werden, wenn Anlass zur Besorgnis besteht, dass das
Verfahren nicht in einer angemessenen Zeit abgeschlossen wird. Wird die Rige zur Unzeit erhoben, geht die Riuge
"ins Leere" (BTDrucks 17/3802, S. 20) und wird auch dann nicht wirksam, wenn spater tatsachlich eine
unangemessene Verfahrensdauer eintritt. Die Besorgnis der Verzdgerung i.S. des § 198 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 GVG
erfordert zwar noch nicht, dass eine Verzogerung bereits eingetreten ist (vgl. Senatsurteil vom 17. Juni 2014

XK 7/13, BFH/NV 2015, 33, unter I1.2.), ist aber auch nicht voraussetzungslos. Maf3geblich ist, wann ein Betroffener
erstmals Anhaltspunkte dafiir hat, dass das Verfahren als solches keinen angemessen zligigen Fortgang nimmt
(Urteil des Bundesgerichtshofs --BGH-- vom 21. Mai 2014 Il ZR 355/13, Neue Juristische Wochenschrift 2014, 2443,
unter I1.3.a).
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(2) Als die Klagerin im Januar 2013 und im August 2013 die beiden Verzdgerungsriigen erhob, waren solche
Anhaltspunkte objektiv noch nicht erkennbar. Das Verfahren war zu diesem Zeitpunkt sechs Monate bzw. 13 Monate
anhangig. Yon der Schwelle der "gut zwei Jahre" ab Klageeingang war auch der spatere Zeitpunkt noch zehn Monate
entfernt. Nachvollziehbare Umstande, die seinerzeit daflr hatten sprechen konnen, dass das FG das Verfahren nicht
zlgig bearbeiten wirde, waren zu diesem Zeitpunkt noch nicht auszumachen.

(3) Die Klagerin hat eine wirksame Verzogerungsrige am 14. Juli 2015 erhoben. Zu diesem Zeitpunkt war das
Verfahren zwar bereits drei Jahre alt. Die Verzégerungsriige war aber dennoch nicht verspatet und wirkt im
konkreten Streitfall auch auf den Beginn der zu dem Zeitpunkt bereits seit knapp zwolf Monaten bestehenden
Verfahrensverzdgerung zuruck.

(a) Der erkennende Senat hat in seinem Urteil in BFHE 253, 205, BStBL 11 2016, 694, unter 11.3. die unbeschrankte
Rickwirkung von Verzogerungsrigen verneint, da diese dem praventiven Aspekt des Gesetzeszwecks nicht
entspricht, sondern diesen leerlaufen lasst. Um trotzdem die Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit der
Rechtsprechung im Bereich der Entschadigungsklagen zu verbessern, erschien es dem Senat notwendig, den in der
Rechtspraxis nur schwer fassbaren Zeitraum eines unzulassigen "Duldens und Liquidierens” durch eine
Vermutungsregel zu typisieren. Er hat fur den Regelfall einen Zeitraum von gut sechs Monaten, fur den eine
Verzogerungsrlige zurickwirkt, als angemessen und zumutbar angesehen.

(b) Ein solcher Regelfall ist vorliegend nicht gegeben, denn aufgrund der Besonderheiten des Streitfalls ware eine
nur beschrankte Ruckwirkung der Verzogerungsriige nicht gerechtfertigt. Die Klagerin hatte auf ihre zweite
Verzogerungsruge im August 2013 die Antwort des Vorsitzenden des zustandigen Senats des FG erhalten, der Senat
sei bestrebt, das Verfahren im Jahr 2014 abzuschliefen. In einer solchen Konstellation ist es kein Zeichen eines
unzulassigen "Duldens und Liquidierens" eines Klagers, wenn dieser auf die Ankiindigung des Gerichts vertraut und
diesem die Maglichkeit gibt, den eigenen Planungen entsprechend das Verfahren zu betreiben. Die Geduld eines
Klagers soll namlich nach der Begriindung des Regierungsentwurfs eines Gesetzes uber den Rechtsschutz bei
uberlangen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren nicht "bestraft” werden (BRDrucks 540/10,
S. 28).

Aus demselben Grund ist es unschadlich, dass die Klagerin nicht sofort nach Ablauf des vom FG angekiindigten
Bearbeitungszeitraums Ende 2014, sondern erst sechs Monate spater zum dritten Mal die Verzogerung geriigt hat.
Dass sie dem FG noch eine weitere Karenzzeit von sechs Monaten gewahrt hat, deutet ebenfalls nicht auf ein
"Dulden und Liquidieren” hin, sondern stellt vielmehr ein nachvollziehbares Abwarten dar. Eine Begrenzung der
Ruckwirkung der Verzdgerungsrige ist in einer solchen Konstellation nicht angemessen.

Damit sind der Klagerin auch fur die Monate August 2014 bis Januar 2015, also fur weitere sechs Monate
uberlanger Verfahrensdauer eine Entschadigung von insgesamt 600 € zu gewahren.

dd) Der Senat sieht allerdings keinen Grund, iber den beantragten Mindestbetrag der Entschadigungen
hinauszugehen. Der erkennende Senat hat in dem Urteil vom 12. Juli 2017 X K 3-7/16 seine Rechtsprechung
dahingehend prazisiert, dass der Verzicht auf einen bestimmten Klageantrag (Beschrankung auf die Nennung eines
Mindestbetrags) und die Inanspruchnahme einer Befugnis des Gerichts, Uber einen bezifferten Mindestbetrag
hinauszugehen, nur insoweit erforderlich und geboten ist, als das Gericht gemaf} § 198 Abs. 2 Satz 4 GVG in Fallen
der "Unbilligkeit" einen hoheren oder niedrigeren als den im Gesetz genannten Pauschalbetrag fur
Nichtvermogensnachteile festsetzen kann. Soweit die Hohe des Entschadigungsanspruchs hingegen mafigeblich
durch die Dauer der Verzogerung (vgl. 8 198 Abs. 2 Satz 3 GVG: "1.200 € fur jedes Jahr der Verzogerung") bestimmt
wird, ist es dem Entschadigungsklager --wie jedem anderen Klager auch-- zuzumuten, sich in seinem Klageantrag
auf die Annahme einer bestimmten Dauer der Verzogerung festzulegen, seinen Antrag danach auszurichten und den
Entscheidungsumfang des Gerichts sowie sein eigenes Kostenrisiko damit zu begrenzen. Zur Vermeidung von
Wiederholungen wird auf die Begriindung des unter www.bundesfinanzhof.de veroffentlichten Senatsurteils unter
IV.2.b verwiesen.

d) Der Anspruch auf Prozesszinsen in Hohe von funf Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz beruht auf § 66 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) i.V.m. § 291, & 288 Abs. 1 Satz 2 BGB. Danach beginnt im Streitfall der Zinslauf mit der
Erhebung der Klage, also dem Eingang der Klageschrift beim BFH am 24. Mai 2016 (§ 64 Abs. 1 FGO).

aa) & 66 Satz 2 FGO i.d.F. des Gesetzes zur Anderung des Sachverstandigenrechts und zur weiteren Anderung des
Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie
zur Anderung des Sozialgerichtsgesetzes, der Verwaltungsgerichtsordnung, der Finanzgerichtsordnung und des
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Gerichtskostengesetzes vom 11. Oktober 2016 (BGBL | 2016, 2222), wonach bei Entschadigungsklagen die
Streitsache erst mit der Zustellung der Klage rechtshangig wird, ist im Streitfall noch nicht anzuwenden. Das
genannte Gesetz ist nach seinem Art. 10 am Tag nach der Verkiindung --also am 15. Oktober 2016-- in Kraft
getreten. Die vorliegende Entschadigungsklage ist aber bereits am 24. Mai 2016 beim BFH eingegangen. Hierfir
gilt weiter die bisherige Rechtsprechung des Senats, wonach bei Entschadigungsklagen vor dem BFH, auf die
gemaf § 155 Satz 2 FGO die Vorschriften der FGO Uber das Verfahren im ersten Rechtszug entsprechend anwendbar
sind, sich die Rechtshangigkeit nach & 66 (Satz 1) FGO richtet (vgl. Senatsurteil in BFH/NV 2017, 159, Rz 47).

bb) Im Streitfall sind zudem die Prozesszinsen in Bezug auf den vom Beklagten anerkannten Betrag in Hohe von
1.000 € fur den Zeitraum vom 24. Mai 2016 (Beginn der Rechtshangigkeit) bis zum 14. Juli 2017 (Teilerledigung des
Rechtsstreits in der Hauptsache durch die Teilerledigungserklarung der Klagerin, die noch vor der Zahlung des
Teilbetrags durch den Beklagten beim BFH einging) zu berechnen.

Die Kosten des Verfahrens sind, auch soweit die Rechtssache in der Hauptsache erledigt ist, dem Beklagten
aufzuerlegen.

1. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO, soweit dem Klageantrag der Klagerin entsprochen wurde.
2. Soweit uber die Kosten des erledigten Teils zu befinden ist, stiitzt sich die Entscheidung auf § 138 Abs. 1 FGO.

Ist der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt, so entscheidet das Gericht nach billigem Ermessen uber die Kosten
des Verfahrens durch Beschluss; der bisherige Sach- und Streitstand ist zu berlcksichtigen.

Zunachst ist im Streitfall zu beachten, dass dem Entschadigungsbegehren der Klagerin materiell-rechtlich voll
entsprochen wurde. Nach dem Rechtsgedanken des & 138 Abs. 2 Satz 1 FGO hatte damit der Beklagte die Kosten zu
tragen. Die Klagerin hat es jedoch versaumt, ihren Entschadigungsanspruch vor der Klageerhebung beim Beklagten
geltend zu machen. Gemaf’ § 155 Satz 2 i.V.m. Satz 1 FGO ist in solchen Fallen der Gedanke des & 93 der
Zivilprozessordnung (ZPO) zu bertragen. Danach fallen dem Klager die Prozesskosten zur Last, wenn der Beklagte
den Anspruch sofort anerkennt und der Beklagte nicht durch sein Verhalten zur Erhebung der Klage Veranlassung
gegeben hat.

a) Es bedarf zwar keiner erfolglosen vorgerichtlichen Zahlungsaufforderung, um eine Entschadigungsklage
erfolgreich erheben zu kénnen, denn der Entschadigungsanspruch kann nach allgemeinen Grundsatzen
auRergerichtlich gegenuber dem jeweils haftenden Rechtstrager geltend gemacht und befriedigt werden (BTDrucks
17/3802, S. 22). Entscheidet sich ein Entschadigungsklager aber unmittelbar zur Klageerhebung, tragt er das Risiko,
die Kosten des Entschadigungsverfahrens gemafs § 93 ZPO tragen zu missen, wenn der Beklagte sofort anerkennt
(so auch u.a. Steinbeif3-Winkelmann/Ott, Rechtsschutz bei Giberlangen Gerichtsverfahren, § 198 GVG, Rz 237 f.;
Heine, Monatsschrift fur Deutsches Recht 2014, 1008; Stahnecker, Entschadigung bei tiberlangen Gerichtsverfahren,
Rz 154).

b) Der Beklagte hat "sofort" i.S. des § 93 ZPO die Forderung der Klagerin in Bezug auf den Teilbetrag von 1.000 €
anerkannt. Das sofortige Anerkenntnis setzt in der Regel voraus, dass der Beklagte die erste sich bietende
prozessuale Moglichkeit wahrnimmt (MiinchKommZPO/Schulz, 5. Aufl,, § 93 Rz 12). Nach der Rechtsprechung des
BGH kann ein Beklagter bei Anordnung des schriftlichen Vorverfahrens den geltend gemachten Anspruch innerhalb
der Klageerwiderungsfrist jedenfalls dann "sofort" i.S. des & 93 ZPO anerkennen, wenn die Verteidigungsanzeige
--wie im Streitfall gegeben-- keinen insoweit auf eine Abweisung der Klage gerichteten Sachantrag enthalt. Die
Billigkeitsentscheidung, die nach § 93 ZPO zu treffen ist, konne --so der BGH-- nicht davon abhangen, ob ein
Anerkenntnis in der Frist zur Abgabe der Verteidigungserklarung oder in der anschlieRenden Frist zur
Klageerwiderung abgegeben werde. In beiden Fallen sei es dem Beklagten nicht zuzumuten, einen Anspruch
anzuerkennen, den er nicht in einem hinreichend lang bemessenen Zeitraum prifen kénne. Dazu dirfe er die
--notigenfalls verlangerte-- Klageerwiderungsfrist in Anspruch nehmen (s. BGH-Beschluss vom 30. Mai 2006

VI ZB 64/05, BGHZ 168, 57, unter 11.2.b bb).

Unter Berlicksichtigung dieser Grundsatze hat der Beklagte mit dem am 8. September 2016 beim BFH
eingegangenen Schriftsatz und damit innerhalb der ihm gesetzten Klageerwiderungsfrist, die am 9. September
2016 ablief, das Teilanerkenntnis "sofort” ausgesprochen.
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c) Dennoch ware es im konkreten Streitfall aufgrund der Besonderheiten des Streitfalls unbillig, der Klagerin die
Kosten fur den erledigten Teil des Rechtsstreits aufzuerlegen.

So gab es im Zeitpunkt der Klageerhebung --soweit ersichtlich-- noch keine gerichtliche Entscheidung, in der dem
Entschadigungsklager die Kosten des Entschadigungsverfahrens gemaf & 93 ZPO auferlegt wurden, weil der
Beklagte sofort anerkannt hatte. Dem Prozessvertreter der Kldagerin wurde zudem im Jahr 2012 im Rahmen eines
anderen Entschadigungsbegehrens von dem Vorsitzenden des dort betroffenen Senats desselben FG schriftlich
mitgeteilt, ihm werde anheimgestellt, das Entschadigungsbegehren durch Klage beim BFH zu verfolgen. Das FG sei
fur die Festsetzung von Entschadigungen gemaf3 § 198 GVG nicht zustandig. Es sei daher nichts weiter zu
veranlassen. Dass diese Auffassung im Ubrigen teilweise auch weiterhin innerhalb dieses FG vertreten wird, zeigt
die Tatsache, dass der Prozessvertreter der Klagerin noch im Jahr 2017 ein identisches Schreiben erhalten hat.

Der angerufene Senat verkennt nicht, dass es sich dabei nicht um die geaufierte Rechtsansicht des im Streitfall
betroffenen Senats bzw. des Beklagten handelt. Dennoch musste bei dem Prozessvertreter aufgrund der klaren
Aussage in dem Schreiben aus dem Jahr 2012 der Eindruck entstehen, diese Auffassung sei abgestimmt und werde
im FG geteilt. Unter diesen konkreten Umstanden des Einzelfalles erscheint es dem erkennenden Senat unbillig, von
der Klagerin im Jahr 2016 bei diesem konkreten Gericht erneut eine vorherige Zahlungsaufforderung zu verlangen,
um der Kostenpflicht bei einem sofortigen Anerkenntnis zu entgehen. Somit hat der Beklagte auch insoweit die
Kosten gemaf3 § 138 Abs. 1 FGO zu tragen.

3.8 138 Abs. 1 FGO sieht bei einer Erledigung der Hauptsache eine Kostenentscheidung durch Beschluss vor. Im
Streitfall liegt jedoch eine Teilerledigung vor. Damit ist durch Urteil Uber die restlichen Streitpunkte und im
Rahmen einer gemischten Kostenentscheidung beruhend auf & 138 und & 135 FGO Uber die Kosten des erledigten
Teils zu befinden (s. BFH-Beschluss vom 30. Mai 2007 Il B 12/06, BFH/NV 2007, 1905, unter 11.1.b).

Mit Einverstandnis der Beteiligten (&8 90 Abs. 2 i.V.m. § 155 Satz 2 FGO) hat der erkennende Senat ohne mindliche
Verhandlung entschieden.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 8 of 8


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201810002/

	Urteil vom 29. November 2017, X K 1/16
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe
	I.
	II.
	III.
	IV.



